
  

447 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XXI. GP  

Ausgedruckt am 20. 2. 2001 

Regierungsvorlage 
Bundesgesetz, mit dem zur Regelung der elektronischen Übermittlung von Jahresab-
schlüssen das Handelsgesetzbuch, das 1. Euro-Justiz-Begleitgesetz und das Gerichtsge-
bührengesetz geändert werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 
Artikel I 

Änderungen des Handelsgesetzbuchs 
Das Handelsgesetzbuch vom 10. Mai 1897, DRGBl. 1897 S 219, zuletzt geändert durch das Budget-

begleitgesetz 2001, BGBl. I Nr. 142/2000, wird wie folgt geändert: 
1. Im § 223 Abs. 2 werden die Worte „in vollen 100 Euro“ durch „in vollen 1 000 Euro“ ersetzt. 
2. Im § 277 Abs. 3 werden die Worte „in vollen 100 Euro“ durch „in vollen 1 000 Euro“ ersetzt. 
3. § 277 Abs. 4 hat zu lauten: 

„(4) Die gesetzlichen Vertreter von Kapitalgesellschaften haben spätestens mit den Einreichungen 
gemäß Abs. 1 und 2 oder auf dem Jahresabschluss selbst anzugeben, in welche der Größenklassen des 
§ 221 Abs. 1 bis 3 die Gesellschaft unter Bedachtnahme auf § 221 Abs. 4 im betreffenden Geschäftsjahr 
einzuordnen ist.“ 
4. Dem § 277 werden folgende Abs. 7 und 8 angefügt: 

„(7) Bei Einreichungen, die im Weg des elektronischen Rechtsverkehrs vorgenommen werden, ver-
längert sich die Frist des Abs. 1 auf zwölf Monate und sind Abs. 2 und 5 nicht anzuwenden. Elektronisch 
eingereichte Jahresabschlüsse sind in die Datenbank des Firmenbuchs (§ 29 Abs. 2 FBG) aufzunehmen. 
Solche Jahresabschlüsse hat das Gericht nach ihrer Aufnahme in die Datenbank in elektronischer Form 
der Wirtschaftskammer Österreich und der Österreichischen Bundesarbeitskammer zu übermitteln; dies 
gilt jedoch nicht für die Jahresabschlüsse von kleinen Gesellschaften mit beschränkter Haftung (§ 221 
Abs. 1). Die Übermittlung kann blockweise, zumindest einmal wöchentlich, geschehen. 

(8) Die Oesterreichische Nationalbank ist berechtigt, von der BundesrechenzentrumGmbH die elek-
tronische Übermittlung elektronisch eingereichter Jahresabschlüsse gegen kostendeckendes Entgelt zu 
verlangen, soweit sie diese Daten zur Erfüllung der ihr gesetzlich oder gemeinschaftsrechtlich zugewie-
senen Aufgaben benötigt. Sie ist weiters berechtigt, die Daten an die Bundesanstalt Statistik Österreich 
weiterzugeben, soweit diese die Daten zur Erfüllung der ihr gesetzlich oder gemeinschaftsrechtlich zuge-
wiesenen Aufgaben benötigt.“ 
5. Dem § 906 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

„(3) § 223 Abs. 2 sowie § 277 Abs. 3, 4, 7 und 8 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2001 treten mit 1. Mai 2001 in Kraft.“ 

Artikel II 
Änderungen des 1. Euro-Justiz-Begleitgesetzes 

Das 1. Euro-Justiz-Begleitgesetz, BGBl. I Nr. 125/1998, wird wie folgt geändert: 
1. Artikel X § 2 Abs. 3 wird aufgehoben. 
2. Dem Artikel X § 1 wird folgender Abs. 3 angefügt: 

„(3) Die Aufhebung des Artikels X § 2 Abs. 3 durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. xxx/2001 tritt 
rückwirkend mit 1. Jänner 1999 in Kraft.“ 
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Artikel III 
Änderungen des Gerichtsgebührengesetzes 

Das Gerichtsgebührengesetz, BGBl. Nr. 501/1984, zuletzt geändert durch das Budgetbegleitgesetz 
2001, BGBl. I Nr. 142/2000, wird wie folgt geändert: 
1. In der Anmerkung 6 zur Tarifpost 10 wird nach dem ersten Satz folgender zweite Satz eingefügt: 
„Einreichungen gemäß §§ 277 bis 281 HGB, die im Wege des elektronischen Rechtsverkehrs vorge-
nommen werden, sind von der Veröffentlichungsgebühr befreit.“ 
2. Nach der Anmerkung 15 zur Tarifpost 10 wird folgende Anmerkung 15a eingefügt: 
 „15a. Einreichungen gemäß §§ 277 bis 281 HGB, die im Weg des elektronischen Rechtsverkehrs 

vorgenommen werden, sind von der Eintragungsgebühr nach Tarifpost 10 I lit. b Z 5 befreit.“ 
3. In Artikel VI wird nach Z 15k folgende Z 15l angefügt: 
 „15l. Die Änderung der Anmerkung 6 zur Tarifpost 10 durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. xxx/2001 

sowie die Anmerkung 15a zur Tarifpost 10 treten mit 1. Mai 2001 in Kraft. Einreichungen 
gemäß §§ 277 bis 281 HGB, die vor dem 1. Jänner 2002 bei Gericht einlangen, unterliegen – ab-
weichend von Z 15k zweiter Satz – auch dann einer Veröffentlichungsgebühr von 1 500 S, wenn 
die Veröffentlichung erst nach dem 31. Dezember 2001 erfolgt; § 10 Abs. 2 zweiter Satz HGB in 
der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2001, BGBl. I Nr. 142/2000, ist auf diese Einreichungen 
nicht anzuwenden. Der zweite Satz der Anmerkung 6 zur Tarifpost 10 tritt mit Ablauf des 
31. Dezember 2001 wieder außer Kraft; er ist jedoch noch auf alle Einreichungen gemäß §§ 277 
bis 281 HGB anzuwenden, die noch vor dem 1. Jänner 2002 bei Gericht einlangen.“ 
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Vorblatt 

Problem: 

Seit der Umsetzung einschlägiger gemeinschaftsrechtlicher Richtlinien durch das EU-
Gesellschaftsrechtsänderungsgesetz 1996, BGBl. Nr. 304, müssen von den etwa 150 000 im Firmenbuch 
eingetragenen Rechtsträgern zirka 100 000 alljährlich ihren Jahresabschluss (allenfalls auch den 
Lagebericht und weitere Unterlagen) dem Firmenbuch offen legen, insbesondere sind nunmehr alle 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung von der Offenlegungspflicht betroffen. Vor dem EU-GesRÄG 
waren nur etwa 2600 Gesellschaften zur Offenlegung verpflichtet. 

Ziele und Inhalt des Entwurfs: 

Da die dem Firmenbuch offen zu legenden Daten den Unternehmen in aller Regel in elektronischer Form 
vorliegen, soll es der Entwurf ermöglichen, die Daten auf elektronischem Wege dem Gericht zu über-
mitteln. Die Übermittlung soll im Wege des „Elekronischen Rechtsverkehrs“ geschehen, womit sowohl 
für die betreffenden Unternehmen selbst als auch – durch die Möglichkeit einer gewissen Schematisie-
rung, Strukturierung und Vorprüfung der Daten – für die Firmenbuchgerichte Erleichterungen verbunden 
wären. Auch die Weiterleitung der Daten an die Wirtschaftskammern und die Bundesarbeitskammer 
(siehe § 277 Abs. 5 HGB) und der Datenzugriff von Nationalbank und Statistik Österreich wird dadurch 
erleichtert, wodurch für die Unternehmen eine Entlastung von diversen statistischen Verpflichtungen 
erzielt werden kann. Die Aufnahme der Daten in die elektronische Urkundensammlung des Firmenbuchs 
wird vor allem für die große AG einen enormen Vorteil bringen, weil die teure Veröffentlichung ihres 
gesamten Jahresabschlusses in der Wiener Zeitung (siehe § 277 Abs. 2 HGB) entfallen kann. Eine 
Verpflichtung zur elektronischen Übermittlung soll nicht vorgesehen werden, die Übersendung des 
Jahresabschlusses in Papierform nach Wahl des betreffenden Unternehmens also weiterhin zulässig 
bleiben. 

Alternativen: 

a) Beibehaltung des bisherigen Rechtszustands (siehe insbes. § 277 HGB), der darauf abstellt, dass die 
einzureichenden Unterlagen (unter Anschluss weiterer Ausfertigungen) dem Gericht ausschließlich in 
Papierform übermittelt werden, und dementsprechend Verzicht auf die beschriebenen Vorteile der 
elektronischen Übermittlungsform. 

b) Verpflichtende Einführung der elektronischen Übertragungsschiene: Offenlegungspflichtige Gesell-
schaften können aus verschiedenen Gründen die Übersendung in Papierform vorziehen, etwa weil 
ihnen die technischen Möglichkeiten für die elektronische Übertragung an das Gericht fehlen, oder 
weil sie die erweiterte Publizität ihrer Unternehmensdaten infolge deren Aufnahme in die 
elektronische Urkundensammlung nicht wünschen. Auf derartige Hemmnisse bzw. Überlegungen 
sollte Rücksicht genommen und daher von einem Zwang zur elektronischen Übermittlung abgesehen 
werden. 

Kosten: 

Die Entwicklungskosten für die elektronische Übertragungsschiene belaufen sich auf etwa 3, 4 Millionen 
Schilling, die jährlichen Betriebskosten werden zirka 350 000 S betragen. Demgegenüber steht eine ge-
wisse personelle Entlastung bei den Firmenbuchgerichten, die es ermöglichen sollte, mit den 
vorhandenen Kapazitäten dem gesetzlichen Auftrag zur Überwachung der Offenlegung von 
Jahresabschlüssen nachzukommen (in etwa 50 000 Fällen, in denen die Offenlegung gesetzwidrig 
unterblieben ist, konnte bislang das Aufforderungsverfahren nach § 283 HGB noch gar nicht eingeleitet 
werden; dieser „Rückstau“ sollte durch den zu erwartenden Kapazitätsgewinn abgebaut werden können). 
Weiters werden den Entwicklungs- und Betriebskosten zu erwartende Einnahmen aus der 
gebührenpflichtigen Jahresabschlussabfrage (geplant ist ein Betrag von zirka 30 S pro Abfrage) 
gegenüberstehen, die – selbst bei vorsichtiger Annahme – die Betriebskosten decken werden und eine 
Amortisierung der Entwicklungskosten binnen weniger Jahre erwarten lassen. Schließlich sollte auch der 
Entfall der Eintragungsgebühr von 100 S bei elektronischer Übermittlung leicht durch die Einnahmen aus 
der Jahresabschlussabfrage kompensiert werden können. 

Der Verzicht auf die Veröffentlichungsgebühr von 1 500 S im Jahr 2001 wird unter der realistischen An-
nahme, dass etwa 5% aller Rechtsträger sich schon im ersten Jahr der neuen Übertragungsschiene 
bedienen werden, einen Gebührenentfall von zirka 7,5 Millionen Schilling bewirken. Diese einmalige 
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„Investition“ zur Förderung der neuen Technologie erscheint angesicht der zu erwartenden positiven 
Effekte (siehe oben) im Sinne einer wirklichen Strukturmaßnahme vertretbar und sinnvoll. 
Auswirkungen auf die Beschäftigung und den Wirtschaftsstandort Österreich: 
Die mit der Umsetzung des Vorhabens verbundenen Vorteile für die offenlegungspflichtigen Unter-
nehmen werden sich positiv auf den Wirtschaftsstandort Östereich auswirken. Dabei ist zu bedenken, 
dass den Unternehmen die elektronische Übermittlung ihrer Daten nicht verpflichtend auferlegt, sondern 
nur als weitere Möglichkeit angeboten wird. Unternehmen, die aus wie immer gearteten Überlegungen 
die traditionelle Übermittlungsform bevorzugen, können sich dieser auch weiterhin bedienen. 
Die weitere Modernisierung des Kontakts zwischen der Wirtschaft und den staatlichen Behörden wird 
das Ansehen Österreichs als zukunftsorientierter Wirtschaftsplatz fördern. Für große 
Aktiengesellschaften kann die Veröffentlichung ihrer Jahresabschlüsse im Amtsblatt zur Wiener Zeitung 
entfallen und sohin eine besonders große Entlastung bewirkt werden. 
EU-Konformität: 
Das Vorhaben ist in all seinen Belangen gemeinschaftsrechtskonform, insbesondere wurde mit den zu-
ständigen Stellen der Europäischen Kommission auch abgeklärt, dass die elektronische Veröffentlichung 
von Jahresabschlüssen dem EU-Recht entspricht. 
Zuständigkeit: 
Die Kompetenz des Bundes zu den vorgeschlagenen Gesetzesänderungen gründet auf Art. 10 Abs. 1 Z 6 
B-VG. 
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Erläuterungen 
Allgemeiner Teil 

Vor der vollständigen Umsetzung der Ersten und der Vierten gesellschaftsrechtlichen Richtlinie 
(Publizitätsrichtlinie bzw. Bilanzrichtlinie) durch das EU-GesRÄG, BGBl. Nr. 304/1996, traf die Ver-
pflichtung zur jährlichen Offenlegung ihrer Jahresabschlüsse im Bereich des HGB nur Aktiengesell-
schaften, große (siehe § 221 Abs. 3 HGB) GmbHs und jene Gesellschaften, die einen Konzernabschluss 
aufzustellen hatten, insgesamt etwa 2 600 im Firmenbuch eingetragene Rechtsträger. Seit der Änderung 
der §§ 277 ff HGB durch das EU-GesRÄG betrifft die Offenlegungspflicht richtlinienkonform alle 
Kapitalgesellschaften, inbesondere auch die Vielzahl kleiner und mittelgroßer GmbHs. Für kleine 
GmbHs sind allerdings gewisse Erleichterungen vorgesehen, sie müssen etwa nur einen Auszug aus ihrer 
Bilanz offen legen. Auch für die voll haftungsbeschränkten „Kapitalgesellschaften & Co“ gilt die 
Verpflichtung zur Offenlegung (siehe § 221 Abs. 5 HGB). 
Es sind nunmehr etwa 100 000 Rechtsträger offenlegungspflichtig, was sich etwa in einem Anstieg des 
Geschäftsanfalls im Bereich Firmenbuch von 81 734 Fällen im Jahr 1997 auf 195 276 im Jahr 2000 
(davon 80 817 Jahresabschlüsse) niedergeschlagen hat. 
Die Frage des effizienten Datenaustausches zwischen den Unternehmen und den Firmenbuchgerichten 
hat also seit Wirksamwerden des EU-GesRÄG schon in quantitativer Hinsicht enorm an Bedeutung 
gewonnen. 
In aller Regel werden Jahresabschlüsse mit EDV-Unterstützung erstellt, die Daten liegen also bei den 
Unternehmen selbst oder den für sie tätig werdenden Wirtschaftstreuhändern in elektronischer Form vor. 
Derzeit wird in den Unternehmen oder den Wirtschaftstreuhandkanzleien die nach § 277 Abs. 5 HGB 
erforderliche Anzahl von Ausdrucken hergestellt, die sodann in der Regel per Post dem Gericht übersandt 
werden, das seinerseits nach § 277 Abs. 5 HGB verpflichtet ist, Ausfertigungen der zuständigen Wirt-
schaftskammer und der Österreichischen Bundesarbeitskammer zu übermitteln. 
Um diese Abläufe effizienter zu gestalten und insbesondere die elektronische Kommunikation zwischen 
Unternehmen und Gericht zu ermöglichen, hat das Bundesministerium für Justiz im Mai 1998 die 
Arbeitsgruppe „Elektronische Übermittlung von Jahresabschlüssen an das Firmenbuch“ ins Leben 
gerufen, die sich mit der Umsetzung der elektronischen Übertragungsschiene befasst. Das Schwergewicht 
der bisherigen Arbeiten lag in der erforderlichen Analyse von Unternehmensbilanzen unter maßgeblicher 
Beteiligung des Berufsstandes der Wirtschaftstreuhänder. Diese Bilanzanalyse führte zu einer strukturier-
ten Gliederung der vorzusehenden elektronischen Nachrichten an das Gericht unter weitgehender Deter-
minierung der Feldinhalte. Dabei wurde entschieden, sich des zunehmend Verbreitung findenden so ge-
nannten XML-Standards (eXtensible Markup Language) zu bedienen. 
Abgesehen von einer gewissen Erleichterung für diejenigen, die die Einreichung zum Firmenbuch 
vorzunehmen haben, liegt ein großer Vorteil der elektronischen Übertragungsschiene in der elektro-
nischen Verfügbarkeit der Daten bei Gericht selbst. Die Jahresabschlüsse können in elektronischer Form 
zur Abfrage bereitgehalten werden, sodass es für das Publikum nicht länger erforderlich ist, sich zwecks 
Einsichtnahme in einen Jahresabschluss zum Firmenbuch zu begeben oder eine Ablichtung anzufordern. 
Die Übermittlung der Jahresabschlüsse an die Wirtschaftskammern und an die Bundesarbeitskammer 
kann ebenfalls wesentlich effizienter geschehen und es wird sich naturgemäß auch die Beibringung 
weiterer Ausfertigungen durch das einreichende Unternehmen erübrigen. Durch elektronische Zugriffs-
möglichkeiten von Nationalbank und Statistik kann es für die Unternehmen auch zu einer Entlastung von 
diversen statistischen Verpflichtungen kommen. Für die große Aktiengesellschaft, die nach § 277 Abs. 2 
HGB verpflichtet ist, ihren Jahresabschluss jährlich im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ auf eigene 
Kosten zu veröffentlichen, wird eine besonders große Ersparnis eintreten, weil die Veröffentlichung in 
der Wiener Zeitung durch die Aufnahme in die elektronische Urkundensammlung des Firmenbuchs 
ersetzt wird. Insgesamt sind also die mit der elektronischen Einreichung unmittelbar oder mittelbar für 
die Wirtschaft verbundenen Vorteile beträchtlich. 
Aber auch die Firmenbuchgerichte können von der elektronischen Einreichung profitieren (geringerer 
Zeitaufwand im Zusammenhang mit persönlichen Vorsprachen, Wegfall von „Papierbergen“, dadurch 
auch Verringerung des Archivierungsaufwandes, Erleichterung der Übermittlung der Jahresabschlüsse an 
die Sozialpartner, Verringerung der Verbesserungsverfahren durch Schematisierung und Strukturierung 
der Daten). 
Die Bemühungen der eingesetzten Arbeitsgruppe sind nunmehr so weit vorangeschritten, dass im Mai 
2001 mit einem Probebetrieb begonnen werden kann. Dieser Probebetrieb könnte insofern einem Echt-
betrieb angenähert sein, als bei Gelingen der elektronischen Übermittlung eine zusätzliche Übermittlung 
der Daten in Papierform auch während der Zeit des Probebetriebs nicht erforderlich, die elektronische 
Einbringung also rechtswirksam wäre. 
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Der vorliegende Gesetzentwurf soll die rechtlichen Voraussetzungen für die elektronische Übermittlung 
von Jahresabschlüssen schaffen. Er wird durch eine Änderung der Verordnung des Bundesministers für 
Justiz über den elektronischen Rechtsverkehr (ERV 1995) und die Neuerlassung der Formblatt-Verord-
nung des Bundesministers für Justiz (als 3. Formblatt-V) zu ergänzen sein. Diese 
Verordnungsänderungen sind bereits vorbereitet. 
Der Entwurf über die Änderung der ERV 1995 sieht unter anderem vor, dass der Einbringer im Datensatz 
einer elektronisch übermittelten Unterlage nach §§ 277 bis 281 HGB den Familiennamen und mindestens 
einen ausgeschriebenen Vornamen derjenigen Personen anzuführen hat, die den Jahresabschluss im 
Original unterfertigt haben. Überdies ist entweder das Geburtsdatum oder die Personenkennung der 
betreffenden Person anzuführen. Mit diesen Angaben haftet der Einbringer (nur) dafür, dass ihm zum 
Zeitpunkt der Datenübermittlung ein Jahresabschluss im Original vorgelegen hat, der von den 
angegebenen Personen unterfertigt war. Die Regelung (der vorgeschlagene § 8a Abs. 1 ERV 1995) ist als 
Schutznorm im Sinne des § 1311 ABGB zu Gunsten derjenigen anzusehen, die auf die Informationen aus 
dem Jahresabschlusses angewiesen sind. 
Eine Änderung der Bestimmungen des Gerichtsorganisationsgesetzes über den Rechtsverkehr ist nicht 
erforderlich. Insbesondere kann auch § 89d GOG über den elektronischen Einbringungszeitpunkt auf die 
Übermittlung von Jahresabschlüssen Anwendung finden. Da für diese Übermittlungen die Einbindung 
einer Übermittlungsstelle (derzeit der Datakom Austria GmbH) vorgesehen ist, ist § 89d Abs. 1 zweiter 
Satz anzuwenden, wonach die Eingabe in jenem Zeitpunkt als bei Gericht angebracht gilt, an dem die 
Übermittlungsstelle dem Einbringer rückgemeldet hat, dass sie die Daten der Eingabe zur Weiterleitung 
an die BRZGmbH übernommen hat. Dies gilt jedoch nur dann, wenn die Daten auf diesem Weg bei der 
BRZGmbH tatsächlich zur Gänze einlangen, wobei es auf das Einlangen in der Form ankommen muss, 
die der genehmigten Schnittstellenbeschreibung nach § 5 Abs. 2 ERV 1995 entspricht. Die Prüfung auf 
Übereinstimmung mit dieser Schnittstellenbeschreibung kann erst durch die BRZGmbH (im so genannten 
asynchronen Dialog) und nicht bereits durch die Übermittlungsstelle erfolgen, sodass die Rückmeldung 
der Übermittlungsstelle an den Einschreiter einen entsprechenden Vorbehalt wird enthalten müssen. Stellt 
sich bei der Überprüfung der Daten durch die BRZGmbH heraus, dass die Schnittstellenbeschreibung 
nicht eingehalten wurde, so kommt es zur elektronischen Zurückstellung der Eingabe ohne Befassung des 
gerichtlichen Entscheidungsorgans, weil die Mängel der Eingabe in der technischen Struktur und nicht in 
ihrem Inhalt begründet sind. Entspricht die Eingabe hingegen der Schnittstellenbeschreibung, so gilt sie 
(endgültig) als im Zeitpunkt der Rückmeldung der Übermittlungsstelle als bei Gericht angebracht. 
Ist ein Jahresabschluss für ein bestimmtes Geschäftsjahr einmal in elektronischer Form oder in 
Papierform eingereicht, so kann er – abgesehen vom Fall der Berichtigung eines Irrtums oder von einem 
gerichtlichen Verbesserungsauftrag – nicht neuerlich eingebracht werden. Es ist also auch nicht zulässig, 
von der für ein bestimmtes Geschäftsjahr gewählten Form der Einreichung (elektronisch oder auf Papier) 
wieder abzugehen und die Unterlagen in der anderen Einreichungsform dem Gericht (noch einmal) zu 
übermitteln, etwa weil der Gesellschaft nachträglich Bedenken gegen die Aufnahme des elektronisch 
übermittelten Abschlusses in die Datenbank des Firmenbuchs (vgl. den vorgeschlagenen § 277 Abs. 7 
zweiter Satz HGB) gekommen sind. Im darauf folgenden Geschäftsjahr steht es der Gesellschaft 
allerdings wieder frei, die andere Einreichungsform zu wählen. 

Besonderer Teil 

Zu Art. I (Änderungen des HGB): 
Zu § 223 Abs. 2 und § 277 Abs. 3: 
Die Angabe der Vorjahresposten des Jahresabschlusses in vollen 1 000 Euro soll einerseits die Lesbarkeit 
verbessern, andererseits die Darstellung von Jahresabschlüssen (vor allem die Darstellung in 
elektronischer Form) durch eine Verringerung der Tabellenbreite erleichtern. 

Zu § 277 Abs. 4 HGB: 
Durch die Änderung des § 277 Abs. 4 soll die Einordnung von offenlegungspflichtigen Kapitalgesell-
schaften in die Größenklassen des § 221 sowohl für die betroffenen Unternehmen als auch für das 
Firmenbuchgericht deutlich vereinfacht werden. In diesem Sinne soll die Verpflichtung entfallen, zu-
sammen mit der Einreichung des Jahresabschlusses und gegebenenfalls des Lageberichtes die für die 
Einordnung gemäß § 221 erforderlichen Merkmale (Bilanzsumme, Umsatzerlöse, Arbeitnehmeranzahl) 
gesondert bekannt zu geben. Das Ausfüllen des dazu mit Verordnung des Bundesministers für Justiz 
(siehe zuletzt die 2. Formblatt-V BGBl. II Nr. 207/1999) aufgelegten Formblattes kann damit entfallen. 
Das Formblatt wird daher für künftige Einreichungen obsolet werden und es erübrigt sich auch, es im 
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Rahmen der Euro-Umstellung aufwändig umzuarbeiten, damit Darstellungen in Schilling und in Euro 
nebeneinander möglich sind. 
Es empfiehlt sich, die 2. Formblatt-V durch eine 3. Formblatt-V zu ersetzen, die nur noch zwei Anhänge 
aufweist. Diese Verordnung sollte auch darauf Bedacht nehmen, dass es in der Praxis vorkommen wird, 
dass Bilanzauszüge und Anhänge kleiner Gesellschaften mit beschränkter Haftung unter Verwendung der 
für die elektronische Übermittlung von Jahresabschlüssen adaptieren Buchhaltungsprogramme erstellt, 
dann aber ausgedruckt und auf dem Postweg an das Gericht gesandt werden. Die bereits vorbereitete 3. 
Formblatt-V wird daher vorsehen, dass es (auch) ausreichend ist, wenn die Bilanz und der Anhang 
hinsichtlich ihrer Gliederung der Schnittstellenbeschreibung entsprechen, die der Bundesminister für 
Justiz nach § 5 Abs. 2 der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr für Einreichungen gemäß 
§§ 277 bis 281 HGB im elektronischen Rechtsverkehr genehmigt hat. 
Die Einordnung muss sich auf das „betreffende Geschäftsjahr“ beziehen; dies ist naturgemäß dasjenige 
Geschäftsjahr, dessen Jahresabschluss eingereicht wird, wobei auf die „Einschleichregelung“ des § 221 
Abs. 4 Bedacht zu nehmen ist. 
Die Einreichung von Jahresabschlüssen im Wege des elektronischen Rechtsverkehrs ist nicht nur für die 
betreffenden Unternehmen, sondern auch für das Firmenbuchgericht, mit Vorteilen verbunden. Vor allem 
kommt es durch die Strukturierung der für die Übertragung verwendeten XML-Nachricht zu einer 
weitgehenden Schematisierung der übermittelten Abschlüsse, wodurch deren Anfälligkeit für Fehler und 
Auslassungen geringer werden sollte. Es ist daher ein deutlicher Rückgang von Verbesserungsverfahren 
zu erwarten, sodass die durchschnittliche Zeitspanne von der Einreichung des Jahresabschlusses bis zur 
Veröffentlichung des Eintragungshinweises deutlich verringert werden sollte. Dieser Zeitvorteil aus der 
elektronischen Einbringung kann an die einreichenden Unternehmen weitergegeben werden. Der vorge-
schlagene § 277 Abs. 7 HGB sieht daher vor, dass sich bei Einreichung im Wege des elektronischen 
Rechtsverkehrs die Einreichungsfrist des Abs. 1 (neun Monate nach dem Bilanzstichtag) auf zwölf 
Monate verlängert. Wie erwähnt ist dennoch anzunehmen, dass sich bei elektronischer Einbringung der 
Zeitraum vom Bilanzstichtag bis zur Abfragbarkeit der Unternehmensdaten in der Praxis eher verkürzen 
als verlängern wird, weil die Erleichterungen durch die elektronische Einbringung es den Firmenbuch-
gerichten ermöglichen werden, vorhandene Rückstände rascher abzuarbeiten und auch weniger Verbes-
serungsverfahren anfallen sollten. 
Weiters ordnet der vorgeschlagene § 277 Abs. 7 HGB an, dass § 277 Abs. 2 und 5 auf elektronische 
Einreichungen nicht anzuwenden ist und dass elektronisch eingereichte Jahresabschlüsse nicht in der 
Wiener Zeitung, sondern durch Aufnahme in die Datenbank des Firmenbuchs zu veröffentlichen ist. Der 
in elektronischer Form vorliegende Jahresabschluss wird vom Gericht also in die elektronische 
Urkundensammlung aufzunehmen sein, die gemäß § 29 Abs. 2 FBG nach Maßgabe der (heute schon 
gegebenen) technischen Möglichkeiten als Teil der Datenbank des Firmenbuchs zu speichern ist. Durch 
die elektronische Einreichung ist für die große Aktiengesellschaft eine besonders hohe Ersparnis 
möglich, weil die teure Veröffentlichung des gesamten Jahresabschlusses in der Wiener Zeitung (§ 277 
Abs. 2 HGB) entfallen kann. 
Durch die Nichtanwendung von § 277 Abs. 5 HGB für elektronische Einreichungen entfällt die 
Verpflichtung zur Übermittlung weiterer Ausfertigungen (vgl. § 89c Abs. 1 GOG), die bei elektronischer 
Übermittlung sinnlos wäre. Weiters wird die Übermittlung der gedruckten Jahresabschlüsse an die 
Wirtschaftskammern und die Bundesarbeitskammer durch die elektronische Weiterleitung der Daten 
ersetzt, wobei anders als bisher die Datenübermittlung an die Wirtschaft bei der Wirtschaftskammer 
Österreich zentral angesiedelt werden soll; diese wird die Jahresabschlüsse elektronisch an die 
zuständigen Landeskammern weiterleiten. 
Aus Kostengründen soll es ausreichen, die eingelangten Abschlüsse einmal wöchentlich (im so 
genannten Batchverfahren) zu übersenden. Ergänzend dazu ist in Abs. 8 vorgesehen, dass die 
Oesterreichische Nationalbank einen Rechtsanspruch darauf hat, von der BundesrechenzentrumGmbH, 
bei der die Firmenbuchdaten gespeichert sind, gegen kostendeckendes (zwischen Nationalbank und 
BRZGmbH zu vereinbarendes) Entgelt die Jahresabschlussdaten im elektronischen Weg zu erhalten, 
soweit sie diese Daten zur Erfüllung der ihr gesetzlich oder gemeinschaftsrechtlich zugewiesenen 
Aufgaben benötigt, und dass sie die Daten auch an die Bundesanstalt Statistik Österreich weiterleiten 
darf. Es wird sohin zwischen BRZGmbH und Nationalbank eine Vereinbarung über die automatische 
Weiterleitung elektronisch eingereichter Jahresabschlüsse zu treffen sein. Durch diese Möglichkeiten 
können die betreffenden Unternehmen von beschwerlichen statistischen Verpflichtungen, etwa im 
Zusammenhang mit der Erstellung der „Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung“, der 
„Jahresabschlusskennzahlen österreichischer Unternehmen“ und der „Statistik der Aktiengesellschaften 
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in Österreich“ entlastet werden. Auch für Nationalbank und Statistik ergibt sich – durch den Wegfall von 
Erfassungstätigkeiten – eine deutliche Effizienzsteigerung. Derzeit ist daran gedacht, dass die 
Oesterreichische Nationalbank die Jahresabschlüsse in einer Datenbank abspeichert, die dann auch der 
Statistik Österreich für ihre gesetzmäßigen oder gemeinschaftsrechtlichen Zwecke zur Verfügung steht. 

447 der Beilagen XXI. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)8 von 15

www.parlament.gv.at



 
 

 

7

 

 Zu
 §

 9
06

 H
G

B
: 

D
ie

 
vo

rg
es

eh
en

en
 

Ä
nd

er
un

ge
n 

de
s 

H
G

B
 

so
lle

n 
sc

ho
n 

m
it 

1.
 M

ai
 

20
01

 
in

 
K

ra
ft 

tre
te

n,
 

da
m

it 
di

e 
re

ch
tli

ch
en

 
V

or
au

ss
et

zu
ng

en
 

de
r 

el
ek

tro
ni

sc
he

n 
Ü

be
rm

itt
lu

ng
ss

ch
ie

ne
 fü

r e
in

en
 „

Pr
ob

eb
et

rie
b 

im
 E

ch
tb

et
rie

b“
 (b

ei
 G

el
in

ge
n 

de
r e

le
kt

ro
ni

sc
he

n 
Ü

be
rm

itt
lu

ng
 s

ol
l a

ls
o 

ei
ne

 z
us

ät
zl

ic
he

 Ü
be

rm
itt

lu
ng

 d
er

 D
at

en
 in

 
Pa

pi
er

fo
rm

 a
uc

h 
w

äh
re

nd
 d

er
 Z

ei
t d

es
 P

ro
be

be
tri

eb
s n

ic
ht

 e
rf

or
de

rli
ch

 se
in

) r
ec

ht
ze

iti
g 

zu
r V

er
fü

gu
ng

 st
eh

en
. 

Zu
 A

rt
. I

I (
Ä

nd
er

un
ge

n 
de

s 1
. E

ur
o-

Ju
st

iz
-B

eg
le

itg
es

et
ze

s)
: 

D
ie

 A
uf

he
bu

ng
 d

es
 A

rt.
 X

 §
 2

 A
bs

. 3
 d

es
 1

. E
ur

o-
Ju

st
iz

-B
eg

le
itg

es
et

ze
s 

(r
üc

kw
irk

en
d 

m
it 

1.
 Jä

nn
er

 1
99

9)
 s

ol
l f

ür
 d

ie
 U

nt
er

ne
hm

en
 e

in
e 

V
er

ei
nf

ac
hu

ng
 b

rin
ge

n 
un

d 
di

e 
el

ek
tro

ni
sc

he
 D

ar
st

el
lu

ng
 v

on
 J

ah
re

sa
bs

ch
lü

ss
en

, i
ns

be
so

nd
er

e 
du

rc
h 

ei
ne

 R
ed

uk
tio

n 
de

r 
Ta

be
lle

nb
re

ite
, e

rle
ic

ht
er

n.
 D

er
 m

it 
de

r 
ge

lte
nd

en
 R

eg
el

un
g 

ve
rb

un
de

ne
 G

ew
in

n 
an

 b
ila

nz
ie

lle
r A

us
sa

ge
kr

af
t k

an
n 

de
n 

da
m

it 
ve

rb
un

de
ne

n 
M

eh
ra

uf
w

an
d 

be
i d

er
 D

ar
st

el
lu

ng
 d

er
 U

nt
er

ne
hm

en
sk

en
nz

ah
le

n 
ni

ch
t r

ec
ht

fe
rti

ge
n.

 
Zu

 A
rt

. I
II

 (Ä
nd

er
un

ge
n 

de
s G

er
ic

ht
sg

eb
üh

re
ng

es
et

ze
s)

: 
U

m
 d

en
 b

et
ro

ff
en

en
 U

nt
er

ne
hm

en
 e

in
en

 A
nr

ei
z 

zu
 b

ie
te

n,
 s

ic
h 

de
r 

ne
ue

n 
Ü

be
rtr

ag
un

gs
m

ög
lic

hk
ei

t 
fü

r 
Ja

hr
es

ab
sc

hl
üs

se
 z

u 
be

di
en

en
, s

ol
l 

be
i 

el
ek

tro
ni

sc
he

r 
Ei

nb
rin

gu
ng

 v
on

 U
nt

er
la

ge
n 

ge
m

äß
 §

§ 
27

7 
bi

s 
28

1 
H

G
B

 d
ie

 E
in

tra
gu

ng
sg

eb
üh

r v
on

 1
00

 S
 (s

ie
he

 T
P 

10
 I 

lit
. b

 Z
 5

 G
G

G
) e

nt
fa

lle
n.

 D
ie

 V
er

öf
fe

nt
lic

hu
ng

sg
eb

üh
r 

vo
n 

1 
50

0 
S 

(A
nm

er
ku

ng
 6

 z
ur

 T
P 

10
 G

G
G

) 
w

ird
 d

ur
ch

 A
rti

ke
l 5

 Z
 3

 d
es

 B
ud

ge
tb

eg
le

itg
es

et
ze

s 
20

01
, B

G
B

l. 
I 

N
r. 

14
2/

20
00

, m
it 

1.
 Jä

nn
er

 2
00

2 
au

fg
eh

ob
en

, 
w

ei
l 

ab
 d

ie
se

m
 Z

ei
tp

un
kt

 d
ie

 K
os

te
n 

de
r 

fir
m

en
bu

ch
re

ch
tli

ch
en

 V
er

öf
fe

nt
lic

hu
ng

en
 i

m
 „

A
m

ts
bl

at
t 

zu
r 

W
ie

ne
r 

Ze
itu

ng
“ 

di
re

kt
 z

w
is

ch
en

 d
em

 b
et

ro
ff

en
en

 
R

ec
ht

st
rä

ge
r u

nd
 d

er
 W

ie
ne

r Z
ei

tu
ng

 G
m

bH
 v

er
re

ch
ne

t w
er

de
n 

so
lle

n.
 F

ür
 e

le
kt

ro
ni

sc
he

 E
in

re
ic

hu
ng

en
 g

em
äß

 §
§ 

27
7 

bi
s 

28
1 

H
G

B
 s

ol
l h

in
ge

ge
n 

– 
al

s 
w

ei
te

re
r 

A
nr

ei
z,

 si
ch

 d
er

 n
eu

en
 M

ög
lic

hk
ei

te
n 

zu
 b

ed
ie

ne
n 

– 
di

e 
V

er
öf

fe
nt

lic
hu

ng
sg

eb
üh

r s
ch

on
 im

 Ja
hr

 2
00

1 
en

tfa
lle

n.
 B

ei
 e

le
kt

ro
ni

sc
he

r E
in

re
ic

hu
ng

 im
 Ja

hr
 2

00
1 

w
ird

 
da

he
r 

nu
r 

di
e 

Ei
ng

ab
en

ge
bü

hr
 n

ac
h 

TP
 1

0 
I 

lit
. a

 G
G

G
 a

nf
al

le
n,

 d
er

en
 H

öh
e 

vo
n 

de
r 

A
rt 

de
s 

be
tro

ff
en

en
 R

ec
ht

st
rä

ge
rs

 a
bh

än
gt

. D
ie

se
 b

er
ei

ts
 m

it 
de

r 
Ei

ng
ab

e 
an

fa
lle

nd
e 

G
eb

üh
r i

st
 n

ac
h 

§ 
4 

A
bs

. 4
 G

G
G

 d
ur

ch
 A

bb
uc

hu
ng

 u
nd

 E
in

zi
eh

un
g 

zu
 e

nt
ric

ht
en

. 
Fü

r A
kt

ie
ng

es
el

ls
ch

af
te

n 
er

gi
bt

 s
ic

h 
da

s 
Pr

ob
le

m
, d

as
s 

na
ch

 §
 1

11
 A

bs
. 5

 A
kt

G
 d

as
 P

ro
to

ko
ll 

de
r H

au
pt

ve
rs

am
m

lu
ng

 u
nv

er
zü

gl
ic

h 
zu

m
 F

irm
en

bu
ch

 e
in

zu
re

ic
he

n 
is

t. 
In

 d
er

 P
ra

xi
s i

st
 e

s ü
bl

ic
h,

 d
as

 P
ro

to
ko

ll 
gl

ei
ch

ze
iti

g 
m

it 
de

m
 Ja

hr
es

ab
sc

hl
us

s d
es

 v
er

ga
ng

en
en

 G
es

ch
äf

ts
ja

hr
es

 e
in

zu
re

ic
he

n.
 D

ie
s w

ird
 a

be
r b

ei
 e

le
kt

ro
ni

sc
he

r 
Ü

be
rm

itt
lu

ng
 d

es
 J

ah
re

sa
bs

ch
lu

ss
es

 (
vo

re
rs

t) 
de

sh
al

b 
ni

ch
t 

m
ög

lic
h 

se
in

, 
w

ei
l 

di
e 

N
ie

de
rs

ch
rif

t 
üb

er
 d

ie
 H

au
pt

ve
rs

am
m

lu
ng

 g
em

äß
 §

 1
11

 A
bs

. 1
 A

kt
G

 d
er

 
no

ta
rie

lle
n 

B
eu

rk
un

du
ng

 b
ed

ar
f u

nd
 d

em
 G

er
ic

ht
 s

oh
in

 d
as

 O
rig

in
al

 d
er

 n
ot

ar
ie

lle
n 

U
rk

un
de

 ü
be

rm
itt

el
t w

er
de

n 
m

us
s. 

B
is

 a
uf

 w
ei

te
re

s 
w

ird
 e

s 
al

so
 e

rf
or

de
rli

ch
 

se
in

, d
as

 P
ro

to
ko

ll 
ne

be
n 

ei
ne

m
 e

le
kt

ro
ni

sc
he

n 
Ja

hr
es

ab
sc

hl
us

s 
in

 P
ap

ie
rf

or
m

 a
n 

da
s 

G
er

ic
ht

 z
u 

üb
er

se
nd

en
. E

in
e 

ge
so

nd
er

te
 E

in
ga

be
ng

eb
üh

r 
w

ird
 h

ie
fü

r 
ab

er
 

ni
ch

t a
nf

al
le

n,
 w

ei
l e

s 
si

ch
 d

ab
ei

 –
 g

er
ad

e 
im

 L
ic

ht
 d

er
 jü

ng
ste

n 
Ju

di
ka

tu
r 

de
s 

V
er

w
al

tu
ng

sg
er

ic
ht

sh
of

s 
– 

um
 e

in
en

 a
ls

 G
es

am
th

ei
t z

u 
be

ur
te

ile
nd

en
 V

or
ga

ng
 

ha
nd

el
t. 

D
as

 Ü
be

rg
an

gs
re

ch
t z

u 
di

es
er

 g
eb

üh
re

nr
ec

ht
lic

he
n 

Fl
an

ki
er

un
g 

de
r 

N
eu

er
un

g 
fin

de
t s

ic
h 

in
 e

in
er

 in
 A

rt.
 V

I 
G

G
G

 n
eu

 g
es

ch
af

fe
ne

n 
Z 

15
l. 

D
az

u 
se

i z
un

äc
hs

t 
be

to
nt

, d
as

s 
di

es
e 

ne
ue

 B
es

tim
m

un
g 

ni
ch

ts
 a

n 
de

r –
 o

be
n 

er
w

äh
nt

en
 –

 m
it 

de
m

 B
ud

ge
tb

eg
le

itg
es

et
z 

20
01

 e
in

ge
fü

gt
en

 Z
 1

5k
 ä

nd
er

t, 
na

ch
 w

el
ch

er
 d

er
 d

ie
 P

fli
ch

t 
zu

r E
nt

ric
ht

un
g 

de
r V

er
öf

fe
nt

lic
hu

ng
sg

eb
üh

r e
nt

ha
lte

nd
e 

er
st

e 
Sa

tz
 d

er
 A

nm
er

ku
ng

 6
 z

ur
 T

ar
ifp

os
t 1

0 
m

it 
A

bl
au

f d
es

 3
1.

 D
ez

em
be

r 2
00

1 
en

tfä
llt

. 
N

ac
h 

de
m

 e
rs

te
n 

Sa
tz

 d
er

 Z
 1

5l
 tr

et
en

 d
ie

 g
er

ic
ht

sg
eb

üh
re

nr
ec

ht
lic

he
n 

B
eg

ün
st

ig
un

ge
n 

de
r e

le
kt

ro
ni

sc
he

n 
Ei

nr
ei

ch
un

g 
m

it 
1.

 M
ai

 2
00

1 
in

 K
ra

ft.
 D

er
 z

w
ei

te
 S

at
z 

st
at

ui
er

t f
ür

 v
or

 d
em

 J
ah

re
sw

ec
hs

el
 2

00
1/

20
02

 b
ei

 G
er

ic
ht

 e
in

la
ng

en
de

 E
in

re
ic

hu
ng

en
 (

un
ab

hä
ng

ig
 v

on
 ih

re
r 

Fo
rm

) 
ei

ne
 A

us
na

hm
e 

vo
n 

de
r 

m
it 

de
m

 B
ud

ge
t-

be
gl

ei
tg

es
et

z 
20

01
 g

es
ch

af
fe

ne
n 

R
eg

el
un

g,
 d

as
s 

fü
r 

na
ch

 d
em

 3
1.

 D
ez

em
be

r 
20

01
 e

rf
ol

ge
nd

e 
V

er
öf

fe
nt

lic
hu

ng
en

 k
ei

ne
 V

er
öf

fe
nt

lic
hu

ng
sg

eb
üh

r 
m

eh
r 

an
fä

llt
, 

w
ei

l 
di

e 
Ei

ns
ch

al
tu

ng
sk

os
te

n 
vo

n 
de

r 
W

ie
ne

r 
Ze

itu
ng

 G
m

bH
 d

em
 R

ec
ht

st
rä

ge
r 

di
re

kt
 v

or
ge

sc
hr

ie
be

n 
w

er
de

n.
 W

en
n 

al
so

 e
in

e 
Ei

nr
ei

ch
un

g 
vo

r 
di

es
em

 
Ja

hr
es

w
ec

hs
el

 b
ei

 G
er

ic
ht

 e
in

la
ng

t, 
di

e 
V

er
öf

fe
nt

lic
hu

ng
 a

be
r e

rs
t n

ac
h 

di
es

em
 J

ah
re

sw
ec

hs
el

 e
rf

ol
gt

, i
st

 g
ru

nd
sä

tz
lic

h 
gl

ei
ch

w
oh

l e
in

e 
V

er
öf

fe
nt

lic
hu

ng
sg

eb
üh

r 
zu

 e
nt

ric
ht

en
. D

ie
s g

ilt
 a

be
r n

ic
ht

 fü
r e

le
kt

ro
ni

sc
he

 E
in

re
ic

hu
ng

en
, w

ei
l f

ür
 d

ie
se

 d
ie

 B
ef

re
iu

ng
sb

es
tim

m
un

g 
de

s z
w

ei
te

n 
Sa

tz
es

 d
er

 A
nm

er
ku

ng
 6

 z
ur

 T
ar

ifp
os

t 1
0 

(d
ie

 m
it 

A
bl

au
f d

es
 3

1.
 D

ez
em

be
r 2

00
1 

al
s –

 g
ru

nd
sä

tz
lic

h 
– 

ob
so

le
t w

ie
de

r a
uß

er
 K

ra
ft 

tri
tt)

 n
ac

h 
de

m
 le

tz
te

n 
H

al
bs

at
z 

de
r Z

 1
5l

 w
ei

te
r a

nz
uw

en
de

n 
is

t. 
 

447 der Beilagen XXI. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 9 von 15

www.parlament.gv.at



10
 

44
7 

de
r B

ei
la

ge
n 

 

                  
T

ex
tg

eg
en

üb
er

st
el

lu
ng

 

 
G

el
te

nd
e 

Fa
ss

un
g:

 
V

or
ge

sc
hl

ag
en

e 
Fa

ss
un

g:
 

 

H
an

de
ls

ge
se

tz
bu

ch
 

A
llg

em
ei

ne
 G

ru
nd

sä
tz

e 
fü

r 
di

e 
G

lie
de

ru
ng

 
A

llg
em

ei
ne

 G
ru

nd
sä

tz
e 

fü
r 

di
e 

G
lie

de
ru

ng
 

§ 
22

3.
 (1

) .
.. 

§ 
22

3.
 (1

) .
.. 

(2
) 

Im
 J

ah
re

sa
bs

ch
lu

ß 
is

t z
u 

je
de

m
 P

os
te

n 
de

r 
en

ts
pr

ec
he

nd
e 

B
et

ra
g 

de
s 

vo
ra

ng
eg

an
ge

ne
n 

G
es

ch
äf

ts
ja

hr
s 

zu
m

in
de

st
 i

n 
vo

lle
n 

10
0  

Eu
ro

 a
nz

ug
eb

en
; 

di
es

 g
ilt

 a
uc

h 
fü

r d
ie

 g
es

on
de

rt 
an

zu
m

er
ke

nd
en

 P
os

te
n.

 S
in

d 
di

e 
B

et
rä

ge
 n

ic
ht

 
ve

rg
le

ic
hb

ar
, 

so
 i

st
 d

ie
s 

im
 A

nh
an

g 
an

zu
ge

be
n 

un
d 

zu
 e

rlä
ut

er
n.

 W
ird

 d
er

 
V

or
ja

hr
es

be
tra

g  
an

ge
pa

ßt
, 

so
 i

st
 a

uc
h 

di
es

 i
m

 A
nh

an
g 

an
zu

ge
be

n 
un

d 
zu

 
er

lä
ut

er
n.

 

(2
) I

m
 J

ah
re

sa
bs

ch
lu

ss
 is

t z
u 

je
de

m
 P

os
te

n 
de

r e
nt

sp
re

ch
en

de
 B

et
ra

g 
de

s 
vo

ra
ng

eg
an

ge
ne

n 
G

es
ch

äf
ts

ja
hr

s 
zu

m
in

de
st

 i
n 

vo
lle

n 
1  

00
0 

Eu
ro

 a
nz

ug
eb

en
; 

di
es

 g
ilt

 a
uc

h 
fü

r d
ie

 g
es

on
de

rt 
an

zu
m

er
ke

nd
en

 P
os

te
n.

 S
in

d 
di

e 
B

et
rä

ge
 n

ic
ht

 
ve

rg
le

ic
hb

ar
, 

so
 i

st
 d

ie
s 

im
 A

nh
an

g 
an

zu
ge

be
n 

un
d 

zu
 e

rlä
ut

er
n.

 W
ird

 d
er

 
V

or
ja

hr
es

be
tra

g 
an

ge
pa

ss
t, 

so
 i

st
 a

uc
h 

di
es

 i
m

 A
nh

an
g 

an
zu

ge
be

n 
un

d 
zu

 
er

lä
ut

er
n.

 
(3

) .
.. 

(3
) .

.. 

447 der Beilagen XXI. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)10 von 15

www.parlament.gv.at



 
 

 

7

 

 

(4
) .

.. 
(4

) .
.. 

(5
) .

.. 
(5

) .
.. 

(6
) .

.. 
(6

) .
.. 

(7
) .

.. 
(7

) .
.. 

(8
) .

.. 
(8

) .
.. 

Zw
ei

te
r 

T
ite

l 
Zw

ei
te

r 
T

ite
l 

O
ff

en
le

gu
ng

, V
er

öf
fe

nt
lic

hu
ng

 u
nd

 V
er

vi
el

fä
lti

gu
ng

, 
O

ff
en

le
gu

ng
, V

er
öf

fe
nt

lic
hu

ng
 u

nd
 V

er
vi

el
fä

lti
gu

ng
, 

Pr
üf

un
g 

du
rc

h 
da

s F
ir

m
en

bu
ch

ge
ri

ch
t 

Pr
üf

un
g 

du
rc

h 
da

s F
ir

m
en

bu
ch

ge
ri

ch
t 

O
ff

en
le

gu
ng

 
O

ff
en

le
gu

ng
 

§ 
27

7.
 (1

) .
.. 

§ 
27

7.
 (1

) .
.. 

(2
) .

.. 
(2

) .
.. 

(3
) 

In
 d

er
 V

er
öf

fe
nt

lic
hu

ng
 k

ön
ne

n 
al

le
 P

os
te

n 
in

 v
ol

le
n 

10
0 

Eu
ro

 
an

ge
ge

be
n 

w
er

de
n.

 
(3

) 
In

 d
er

 V
er

öf
fe

nt
lic

hu
ng

 k
ön

ne
n 

al
le

 P
os

te
n 

in
 v

ol
le

n 
1 

00
0 

Eu
ro

 
an

ge
ge

be
n 

w
er

de
n.

 
(4

) D
ie

 g
es

et
zl

ic
he

n 
V

er
tre

te
r v

on
 K

ap
ita

lg
es

el
ls

ch
af

te
n 

ha
be

n 
zu

sa
m

m
en

 
m

it 
de

n 
Ei

nr
ei

ch
un

ge
n 

ge
m

äß
 A

bs
.  1

 u
nd

 2
 d

ie
 M

er
km

al
e 

be
ka

nn
tz

ug
eb

en
, 

di
e 

fü
r d

ie
 E

in
or

dn
un

g 
ge

m
äß

 §
 2

21
 e

rf
or

de
rli

ch
 s

in
d.

 D
er

 B
un

de
sm

in
is

te
r f

ür
 

Ju
st

iz
 k

an
n 

hi
ef

ür
 d

ur
ch

 V
er

or
dn

un
g 

ei
n 

Fo
rm

bl
at

t  f
es

tle
ge

n.
 

(4
) D

ie
 g

es
et

zl
ic

he
n 

V
er

tre
te

r v
on

 K
ap

ita
lg

es
el

ls
ch

af
te

n 
ha

be
n 

sp
ät

es
te

ns
 

m
it 

de
n 

Ei
nr

ei
ch

un
ge

n 
ge

m
äß

 A
bs

.  1
 u

nd
 2

 o
de

r 
au

f 
de

m
 J

ah
re

sa
bs

ch
lu

ss
 

se
lb

st
 a

nz
ug

eb
en

, 
in

 w
el

ch
e 

de
r 

G
rö

ße
nk

la
ss

en
 d

es
 §

 2
21

 A
bs

. 1
 b

is
 3

 d
ie

 
G

es
el

ls
ch

af
t 

un
te

r 
B

ed
ac

ht
n a

hm
e 

au
f 

§ 
22

1 
A

bs
. 4

 
im

 
be

tre
ff

en
de

n 
G

es
ch

äf
ts

ja
hr

 e
in

zu
or

dn
en

 is
t. 

(5
) .

.. 
(5

) .
.. 

(6
) .

.. 
(6

) .
.. 

 
(7

) 
B

ei
 E

in
re

ic
hu

ng
en

, 
di

e 
im

 W
eg

 d
es

 e
le

kt
ro

ni
sc

he
n 

R
ec

ht
sv

er
ke

hr
s 

vo
rg

en
om

m
en

 w
er

de
n,

 v
er

lä
ng

er
t s

ic
h 

di
e 

Fr
is

t d
es

 A
bs

. 1
 a

uf
 z

w
öl

f 
M

on
at

e 
un

d 
si

nd
 

A
bs

. 2
 

un
d 

5 
ni

ch
t 

an
zu

w
en

de
n.

 
El

ek
tro

ni
sc

h 
ei

ng
er

ei
ch

te
 

Ja
hr

es
ab

sc
hl

üs
se

 s
in

d 
in

 d
ie

 D
at

en
ba

nk
 d

es
 F

irm
en

bu
ch

s 
(§

 2
9 

A
bs

. 2
 F

B
G

) 
au

fz
un

eh
m

en
. S

ol
ch

e 
Ja

hr
es

ab
sc

hl
üs

se
 h

at
 d

as
 G

er
ic

ht
 n

ac
h 

ih
re

r 
A

uf
na

hm
e 

in
 d

ie
 D

at
en

ba
nk

 i
n 

el
ek

tro
ni

sc
he

r 
Fo

rm
 d

er
 W

irt
sc

ha
fts

ka
m

m
er

 Ö
st

er
re

ic
h 

un
d 

de
r 

Ö
st

er
re

ic
hi

sc
he

n 
B

un
de

sa
rb

ei
ts

ka
m

m
er

 z
u 

üb
er

m
itt

el
n;

 d
ie

s 
gi

lt 
je

do
ch

 
ni

ch
t 

fü
r 

di
e 

Ja
hr

es
ab

sc
hl

üs
se

 
vo

n 
kl

ei
ne

n 
G

es
el

ls
ch

af
te

n 
m

it 
be

sc
hr

än
kt

er
 H

af
tu

ng
 (

§  
22

1 
A

bs
. 1

). 
D

ie
 Ü

be
rm

itt
lu

ng
 k

an
n 

bl
oc

kw
ei

se
, 

zu
m

in
de

st
 e

in
m

al
 w

öc
he

nt
lic

h,
 g

es
ch

eh
en

. 
 

(8
) 

D
ie

 
O

es
te

rr
ei

ch
is

ch
e 

N
at

io
na

lb
an

k 
is

t 
be

re
ch

tig
t, 

vo
n 

de
r 

447 der Beilagen XXI. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 11 von 15

www.parlament.gv.at



12
 

44
7 

de
r B

ei
la

ge
n 

 

B
un

de
sr

ec
he

nz
en

tru
m

G
m

bH
 

di
e 

el
ek

tro
ni

sc
he

 
Ü

be
rm

itt
lu

ng
 

el
ek

tro
ni

sc
h 

ei
ng

er
ei

ch
te

r 
Ja

hr
es

ab
sc

hl
üs

se
 g

eg
en

 k
os

te
nd

ec
ke

nd
es

 E
nt

ge
lt 

zu
 v

er
la

ng
en

, 
so

w
ei

t 
si

e 
di

es
e 

D
at

en
 

zu
r 

Er
fü

llu
ng

 
de

r 
ih

r 
ge

se
tz

lic
h 

od
er

 
ge

m
ei

ns
ch

af
ts

re
ch

tli
ch

 
zu

ge
w

ie
se

ne
n 

A
uf

ga
be

n 
be

nö
tig

t. 
Si

e 
is

t 
w

ei
te

rs
 

be
re

ch
tig

t, 
di

e 
D

at
en

 a
n 

di
e 

B
un

de
sa

ns
ta

lt 
St

at
is

tik
 Ö

st
er

re
ic

h 
w

ei
te

rz
ug

eb
en

, 
so

w
ei

t 
di

es
e 

di
e 

D
at

en
 

zu
r 

Er
fü

llu
ng

 
de

r 
ih

r 
ge

se
tz

lic
h 

od
er

 
ge

m
ei

ns
ch

af
ts

re
ch

tli
ch

 z
ug

ew
ie

se
ne

n 
A

uf
ga

be
n 

be
nö

tig
t. 

In
kr

af
tt

re
te

n 
In

kr
af

tt
re

te
n 

§ 
90

6.
 (1

) .
.. 

§ 
90

6.
 (1

) .
.. 

(2
) .

.. 
(2

) .
.. 

 
(3

) 
§ 

22
3 

A
bs

. 2
 s

ow
ie

 §
 2

77
 A

bs
. 3

, 
4,

 7
 u

nd
 8

 i
n 

de
r 

Fa
ss

un
g 

de
s 

B
un

de
sg

es
et

ze
s B

G
B

l. 
I N

r. 
xx

x/
20

01
 tr

et
en

 m
it 

1.
 M

ai
 2

00
1 

in
 K

ra
ft.

 

1.
 E

ur
o-

Ju
st

iz
-B

eg
le

itg
es

et
z 

In
kr

af
tt

re
te

n,
 Ü

be
rg

an
gs

be
st

im
m

un
ge

n 
un

d 
V

ol
lz

ie
hu

ng
 

In
kr

af
tt

re
te

n,
 Ü

be
rg

an
gs

be
st

im
m

un
ge

n 
un

d 
V

ol
lz

ie
hu

ng
 

In
kr

af
tt

re
te

n 
In

kr
af

tt
re

te
n 

§ 
1.

 (1
) .

.. 
§ 

1.
 (1

) .
.. 

(2
) .

.. 
(2

) .
.. 

 
(3

) 
D

ie
 A

uf
he

bu
ng

 d
es

 A
rti

ke
ls

 X
 §

 2
 A

bs
. 3

 d
ur

ch
 d

as
 B

un
de

sg
es

et
z 

B
G

B
l. 

I N
r. 

xx
x/

20
01

 tr
itt

 rü
ck

w
irk

en
d 

m
it 

1.
 Jä

nn
er

 1
99

9 
in

 K
ra

ft.
 

R
ec

hn
un

gs
le

gu
ng

 
R

ec
hn

un
gs

le
gu

ng
 

§ 
2.

 (1
) .

.. 
§ 

2.
 (1

) .
.. 

(2
) .

.. 
(2

) .
.. 

(3
) 

St
el

le
n 

U
nt

er
ne

hm
en

 J
ah

re
s-

 u
nd

 K
on

ze
rn

ab
sc

hl
üs

se
 v

or
 U

m
st

el
lu

ng
 

ih
re

s 
N

en
nk

ap
ita

ls
 a

uf
 E

ur
o 

in
 E

ur
o 

au
f, 

so
 i

st
 d

as
 N

en
nk

ap
ita

l 
in

 d
er

 
H

au
pt

sp
al

te
 i

n 
Eu

ro
 u

nd
 i

n 
de

r 
V

or
sp

al
te

 i
n 

Sc
hi

lli
ng

 a
us

zu
w

ei
se

n.
 S

te
lle

n 
U

nt
er

ne
hm

en
 

Ja
hr

es
- 

un
d 

K
on

ze
rn

ab
sc

hl
üs

se
 

na
ch

 
U

m
st

el
lu

ng
 

ih
re

s 
N

en
nk

ap
ita

ls
 a

uf
 E

ur
o 

in
 S

ch
ill

in
g 

au
f, 

so
 i

st
 d

as
 N

en
nk

ap
ita

l 
in

 d
er

 
H

au
pt

sp
al

te
 in

 S
ch

ill
in

g 
un

d 
in

 d
er

 V
or

sp
al

te
 in

 E
ur

o 
au

sz
uw

ei
se

n.
 

(3
) a

uf
ge

ho
be

n.
 

(4
) .

.. 

G
er

ic
ht

sg
eb

üh
re

ng
es

et
z 

447 der Beilagen XXI. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)12 von 15

www.parlament.gv.at



9

 

 

A
nm

er
ku

ng
en

 
A

nm
er

ku
ng

en
 

 
1.

 
 

1.
 

 
2.

 
 

2.
 

 
3.

 
 

3.
 

 
4.

 
 

4.
 

 
5.

 
 

5.
 

 
6.

 
di

es
e 

G
eb

üh
r 

au
f 

di
e 

H
äl

fte
. 

K
os

te
n,

 d
ie

 d
ur

ch
 V

er
öf

fe
nt

lic
hu

ng
en

 v
on

 
A

nz
ei

gu
ng

en
 im

 A
m

ts
bl

at
t d

er
 E

ur
op

äi
sc

he
n 

G
em

ei
ns

ch
af

te
n 

en
ts

te
he

n,
 s

in
d 

vo
m

 R
ec

ht
st

rä
ge

r z
u 

er
se

tz
en

.  

 
6.

 
di

es
e 

G
eb

üh
r 

au
f 

di
e 

H
äl

fte
. E

in
re

ic
hu

ng
en

 g
em

äß
 §

§ 
27

7 
bi

s 
28

1 
H

G
B

, d
ie

 
im

 W
eg

 d
es

 e
le

kt
ro

ni
sc

he
n 

R
ec

ht
sv

er
ke

hr
s 

vo
rg

en
om

m
en

 w
er

de
n,

 s
in

d 
vo

n 
de

r 
V

er
öf

fe
nt

lic
hu

ng
sg

eb
üh

r 
be

fr
ei

t. 
K

os
te

n,
 d

ie
 d

ur
ch

 V
er

öf
fe

nt
lic

hu
ng

en
 

vo
n 

A
nz

ei
gu

ng
en

 im
 A

m
ts

bl
at

t d
er

 E
ur

op
äi

sc
he

n 
G

em
ei

ns
ch

af
te

n 
en

ts
te

he
n,

 
si

nd
 v

om
 R

ec
ht

st
rä

ge
r z

u 
er

se
tz

en
. 

 
7.

 
 

7.
 

 
8.

 
 

8.
 

 
9.

 
 

9.
 

 
10

. 
 

10
. 

 
11

. 
 

11
. 

 
12

. 
 

12
. 

 
13

. 
 

13
. 

 
14

. 
 

14
. 

 
15

. 
 

15
. 

 
 

15
a.

 
 

16
. 

 
16

. 
 

17
. 

 
17

. 
 

17
a.

 
 

17
a.

 
 

18
. 

 
18

. 
 

19
. 

 
19

. 
 

20
. 

 
20

. 

A
R

T
IK

E
L

 V
I 

A
R

T
IK

E
L

 V
I 

In
kr

af
tt

re
te

n,
 Ü

be
rg

an
gs

be
st

im
m

un
ge

n,
 A

uf
he

bu
ng

en
, 

In
kr

af
tt

re
te

n,
 Ü

be
rg

an
gs

be
st

im
m

un
ge

n,
 A

uf
he

bu
ng

en
, 

V
ol

lz
ie

hu
ng

 
V

ol
lz

ie
hu

ng
 

 
1.

 
 

1.
 

 
2.

 
 

2.
 

 
3.

 
 

3.
 

447 der Beilagen XXI. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 13 von 15

www.parlament.gv.at



14
 

44
7 

de
r B

ei
la

ge
n 

 

 
4.

 
 

4.
 

 
5.

 
 

5.
 

 
6.

 
 

6.
 

 
7.

 
 

7.
 

 
8.

 
 

8.
 

 
9.

 
 

9.
 

 
10

. 
 

10
. 

 
11

. 
 

11
. 

 
12

. 
 

12
. 

 
13

. 
 

13
. 

 
14

. 
 

14
. 

 
15

. 
 

15
. 

 
15

a.
 

 
15

a.
 

 
15

b.
 

 
15

b.
 

 
15

c.
 

 
15

c.
 

 
15

d.
 

 
15

d.
 

 
15

e.
 

 
15

e.
 

 
15

f. 
 

15
f. 

 
15

g.
 

 
15

g.
 

 
15

h.
 

 
15

h.
 

 
 

15
l. 

ab
w

ei
ch

en
d 

vo
n 

Z  
15

k 
zw

ei
te

r 
Sa

tz
 

– 
au

ch
 

da
nn

 
ei

ne
r 

V
er

öf
fe

nt
lic

hu
ng

sg
eb

üh
r 

vo
n 

1  
50

0 
S,

 w
en

n 
di

e 
V

er
öf

fe
nt

lic
hu

ng
 e

rs
t 

na
ch

 
de

m
 3

1.
 D

ez
em

be
r 2

00
1 

er
fo

lg
t; 

§ 
10

 A
bs

. 2
 z

w
ei

te
r S

at
z 

H
G

B
 in

 d
er

 F
as

su
ng

 
de

s 
B

ud
ge

tb
eg

le
itg

es
et

ze
s 

20
01

, 
B

G
B

l.  
I 

N
r. 

14
2/

20
00

, 
is

t 
au

f 
di

es
e 

Ei
nr

ei
ch

un
ge

n 
ni

ch
t 

an
zu

w
en

de
n.

 D
er

 z
w

ei
te

 S
at

z 
de

r 
A

nm
er

ku
ng

 6
 z

ur
 

Ta
rif

po
st

 1
0 

tri
tt 

m
it 

A
bl

au
f d

es
 3

1.
 D

ez
em

be
r 2

00
1 

w
ie

de
r a

uß
er

 K
ra

ft;
 e

r i
st

 
je

do
ch

 n
oc

h 
au

f a
lle

 E
in

re
ic

hu
ng

en
 g

em
äß

 §
§  

27
7 

bi
s 

28
1 

H
G

B
 a

nz
uw

en
de

n,
 

di
e 

no
ch

 v
or

 d
em

 1
. J

än
ne

r 2
00

2 
be

i G
er

ic
ht

 e
in

la
ng

en
. 

447 der Beilagen XXI. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)14 von 15

www.parlament.gv.at



 177 der Beilagen 15 

 

 16.  
 
 

447 der Beilagen XXI. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 15 von 15

www.parlament.gv.at




